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Bonn, (len 17. Oktober 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Botr. : Aufbringung des Frachters Las Palmas 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 2102 — 


Die Kleine Anfrage beanfworte ich wie folgt: 

Zu 1. 

Die Bundesregierung Iiat nach dem Bilbao-Zwischenfall die 
französische Regierung nachdrücklich auf die Völkerrechts- 
widrigkeit des Verhaltens der französischen Marinestreitkräfte 
hingewiesen und gebeten, solche Vorfälle in Zukunft zu verhin- 
dern. Die französische Regierung hat demgegenüber wiederholt 
erklärt, daß für sie der Kampf gegen die algerischen Aufstän- 
dischen lebenswichtig sei, und um Verständnis ihrer Verbün- 
deten gebeten, wenn sie alles unternimmt, um die Lieferung von 
Waffen nach Algerien zu unterbinden. Mittel und Wege, um 
derartige Vorkommnisse in Zukunft zu verhindern, w^erden 
zur Zeit von den ])eiden Regierungen geprüft. 

Zu 2. 

Auf das Anhalten der Las Palmas Ihn ist die Botschaft in Paris am 
13. September 1960 unmittelbar nach Bekanntwerden des 
Zwischenfalls angewiesen worden, sofort Protest zu erheben, 
Freilassung des Schiffes zu verlangen und vorsorglich Schadens- 
ersatz anzumelden. Diese Erklärungen hat Herr Gesandter Dr. 
Jansen im" französischen Außenministerium am 14. September 
1960 mündlich abgegeben. Auch diese Gelegenheit wurde dazu 
benutzt, die baldige Erledigung der noch ungelösten Fragen auf 
diesem Gebiet, aiizumahnen. 

Zu 3. 

Das französische Außenministerium hat seine Bereitschaft er- 
klärt, auf die Marinebehörden einzuwirken, damit ungerecht- 
fertigte Übergriffe der französisdien Seestreitkräfte gegen 
deutsche Handelsschiffe nach Möglichkeit unterbleiben. Es hat 
aber aus Anlaß des Protestes im Las-Palmas-Fall wiederum zum 
Ausdruck gebracht, daß die besonderen Verhältnisse in Algerien 
die französischen Militärbehörden dazu zwängen, ohne An- 
sehen der Flagge eines Schiffes jedem Verdacht nachziigehen, um 
die Zufuhr von Waffen für die Aufständischen in Algerien zu 
verhindern. 


[)ruck : Buchdruckerei R. Madol, Bonn, Boiiiior Talweq KK) 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
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Zu 4. 

Damit jede Möglichkeit ausgeräumt wird, die den Franzosen 
Anlaß geben könnte, erneut deutsche Schiffe anzuhalten und zu 
durchsuchen, steht die Bundesregierung mit der französischen 
Regierung in Verhandlungen über eine Zusammenarbeit bei der 
Verhinderung der Lieferung von Waffen nach Algerien 

von Brentano 



